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Politische Bildung und die Neugliederung Osteuropas 

Fünfzehn Jahre nach dem Ost-West-Konflikt fehlen der politischen Bil-
dung Konzepte zum Umgang mit dem ausdifferenzierten Osteuropa. Ein 
demokratisch konsolidierter Teil gehört zur EU, ein zweiter mit Rußland 
im Mittelpunkt besteht aus hybriden Systemen, in denen demokratische 
Elemente mit autoritären Tendenzen koexistieren. Der dritte Teil sind die 
Diktaturen Mittelasiens. Bezugspunkt jeder politischen Bildung bleibt es, 
einen Beitrag zur Herausbildung einer demokratischen politischen Kultur 
zu leisten. Doch in Europa gibt es bislang keinen Konsens, wie das ge-
schehen könnte. Auf EU-Ebene mangelt es an Kompetenzen und politi-
schem Bewußtsein. Die Brüsseler Kampagnenorientierung ist kurzatmig 
und damit kontraproduktiv. Für die Träger politischer Bildung ist die Ko-
operation mit Partnern aus der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft erfor-
derlich. Deren Expertise eröffnet ein großes Potential für eine Didaktik 
jenseits der Bipolarität. 

Der Blick auf die neuere Landkarte Europas macht die Sache augenfällig: Osteuropa 
– was ist das? Als geographische Bezeichnung mag es noch angehen, die Frage, wie-
viel sich davon doch eher als Mitteleuropa oder Ostmitteleuropa versteht, einmal 
ausgenommen.1 Als Definition eines politischen Raums hat der Begriff „Osteuropa“ 
seine Sinnhaftigkeit seit mehr als fünfzehn Jahren eingebüßt. Der während des Ost-
West-Konflikts als Block wahrgenommene Raum ist zerteilt. Und die Teile haben 
sich neu orientiert.2 

——— 
 Fritz Erich Anhelm (1944), Dr. der Sozialwissenschaften, Direktor der Evangelischen  

Akademie Loccum 
1 Die Literatur zu den diversen Aspekten des Begriffs „Mitteleuropa“ ist inzwischen kaum noch 

zu überblicken. Konzeptionell anregend bleiben: Rudolf Jaworski: Ostmitteleuropa. Zur Taug-
lichkeit und Akzeptanz eines historischen Hilfsbegriffs, in: Winfried Eberhard (Hg.): Westmit-
teleuropa – Ostmitteleuropa. Vergleiche und Beziehungen. München 1992, S. 37–45. – Jürgen 
Kocka: Das östliche Mitteleuropa als Herausforderung für eine vergleichende Geschichte Eu-
ropas, in: Zeitschrift für Ostmitteleuropaforschung, 2/2000, S. 159–174. – Rainer Schmidt: Die 
Wiedergeburt der Mitte Europas. Politisches Denken jenseits von Ost und West. Berlin 2001. – 
Hans-Dietrich Schultz: Räume sind nicht, Räume werden gemacht. Zur Genese „Mitteleuro-
pas“ in der deutschen Geographie, in: Europa Regional, 5/1997, S. 2–14. – Jenö Scücs: Die drei 
historischen Regionen Europas. Frankfurt/Main 1994. 

2 Siehe die Karten in den Einschüben I. und II. Als Basisinformation und Nachschlagewerk 
bis 1991 lohnt sich noch immer: Peter Rehder (Hg.): Das neue Osteuropa. Von A – Z. Staa-
ten, Völker, Minderheiten, Religionen, Kulturen, Sprachen, Literaturen, Geschichte, Politik, 
Wirtschaft. München 1992.  
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Wir nahmen diese Teilung und Neuorientierung zur Kenntnis, manchmal zutiefst 
erschrocken über die nationalistisch-ethnizistischen Pathologien, die damit einhergin-
gen, doch in der Regel nahmen wir es als einen normalen Prozeß der ökonomischen 
und politischen Verwestlichung wahr. Einiges aus diesem Raum bleibt ausgeklam-
mert, ist aber weiter weg, muß nicht einmal dem Europa zugezählt werden, das uns 
vertraut ist. Gemeint sind die GUS-Staaten, dieses nachrichtlich schwer zugängliche 
Gebiet mit Gas und Ölreserven, Kernwaffenüberbleibseln und autoritären Regimen. 
Der größte verbleibende Staat des ehemaligen Blocks ist nun räumlich zwar auch 
weiter weg als die Sowjetunion, uns als Rußland aber freundlich näher gekommen 
und doch fremder als zuvor. Die EU erweiterte sich um vieles, was sich seit je zu 
Europa zählte. Vertieft hat sie sich dadurch nicht. 
Osteuropa – als politischer Begriff jedenfalls – hat ausgedient. Mit ihm hat auch die 
übrige Begrifflichkeit ausgedient, mit der diese Region beschrieben wurde. Politolo-
gen suchen nach Topoi, um das Wiedergängige und das Neue in den sich noch her-
ausbildenden Gesellschafts- und Staatsformen zu beschreiben.3 Historiker reformulie-
ren ihre Forschungsansätze entlang den aktuell erkennbaren Kontinuitäten und Brü-
chen.4 Wie aber steht es um die Antwort der politischen Bildung auf diesen östlichen 
Teil des veränderten Europabildes? An Aktivitäten mangelt es nicht. Viele Träger der 
politischen Bildung, Stiftungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen haben ihre 
Osteuropaabteilung. Austauschprogramme werden von der Schul- bis zur Universi-
tätsebene angeboten. Im Unternehmensbereich wurde die Ostorientierung zum öko-
nomischen Kalkül, weit über die nach Osten verschobenen Grenzen des EU-
Binnenmarktes hinaus. Spielt politische Bildung in all dem eine Rolle? Wenn ja, mit 
welchem Ziel? Wenn nicht, warum nicht? 

Politische Bildung mit osteuropäischen Ländern jenseits der Bipolarität 

Diese Fragen sollen hier aus einer spezifischen Perspektive gestellt werden. Es ist die 
des Systems politischer Bildung in Deutschland. Weder im Osten noch im Westen 
Europas weist es eine wirkliche Entsprechung auf, insbesondere in seiner außerschuli-
schen, staatlich geförderten, auf plurale Trägerschaft begründeten Form. Dieses Sys-
tem entwickelte sich aus den Reedukationsabsichten der westlichen Alliierten ebenso 
wie aus der westdeutschen Verarbeitung der schuldhaften eigenen Verstrickung in die 
nationalsozialistische Gewaltherrschaft. Das Ziel der politischen Bildung war und 
bleibt die vertiefte, reflektierte Förderung der demokratisch-politischen Kultur in der 
deutschen Gesellschaft. Heute würden wir sagen: Es ging um den Aufbau einer plura-
len Zivilgesellschaft und ihrer Partizipation an den Entscheidungsprozessen im politi-
schen Raum. In diesem Kontext hat das deutsche System politischer Bildung ihm 
eigene Institutionen und Arbeitsweisen entwickelt. Welche Rolle darin der Bearbei-

——— 
3 Manfred Schünemann: Rußlands neue Rolle im transatlantischen Beziehungsgeflecht, in: 

Blätter für deutsche und internationale Politik, 7/2003, S. 826–833. – Georg Vobruba: Sozia-
le Ungleichheit in Osteuropa, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 8/2004, 
S. 1001–1008. 

4 Peter Haslinger: Vor einem Paradigmenwechsel? Die Osteuropäische Geschichte und die 
EU-Osterweiterung, in: OSTEUROPA, 4/2004, S. 40–46. 
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tung der neueren Entwicklungen im östlichen Europa zukommt, liegt weitgehend an 
den Möglichkeiten und Schwerpunktentscheidungen der einzelnen Träger und ihrer 
staatlichen finanziellen Förderung. Dies gilt ebenso für die konzeptionelle Ausrich-
tung der von ihnen favorisierten Programme. 
Wer diese Programme im Zusammenhang analysiert, wird erkennbare gemeinsame 
Grundlinien entdecken können. Das ideologisch und militärisch aufgerüstete bipolare 
Weltbild des antagonistischen Systemgegensatzes, das bis zum Fall der Mauer menta-
le Dualismen produzierte, die Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und Alltag 
durchzogen, ist obsolet geworden. Anders als in den USA, wo dieses Weltbild sich 
auf einen neuen Gegensatz zum terroristischen Islamismus hin umpolte und unilatera-
le Züge annahm, hat sich in der politischen Bildungslandschaft in Deutschland die 
Ausrichtung auf eine multipolare, damit auch multilaterale, stärker dialogisch-diplo-
matisch bestimmte Variante der Weltsicht durchgesetzt. Darin eingeschlossen ist auch 
die Sicht auf das östliche Europa. Die Gründe dafür können in der europäischen Ge-
schichte des letzten Jahrhunderts und den daraus gezogenen politischen Konsequen-
zen gefunden werden. Insbesondere die (west-)europäische Integration hat dem ko-
operativen Politikmuster gegenüber einer eher konfrontativen Entwicklung Auftrieb 
gegeben. Wie die Position zum Irakkrieg zeigte, ist dieses innereuropäische Muster 
zwar nicht frei von Brüchen, wird aber von breiten Kreisen der Bevölkerung unter-
stützt. Für weite Teile des „alten Europa“ und für Deutschland hat es sich geradezu 
als Grundhaltung etabliert. 
Dieser Paradigmenwechsel hin zu multilateralem Denken und der dialogischen Vari-
ante der Weltsicht macht sich bis in das Arrangement von Veranstaltungen der politi-
schen Bildung bemerkbar. Der polarisierte West-Ost-Diskurs, der noch in den 1980er 
Jahren die Programme beherrschte, ist abgelöst von einer pragmatischen Orientierung 
an Sachfragen (Osterweiterung der EU, Demokratieentwicklung in verschiedenen 
Ländern, Zivile Konfliktbearbeitung in Krisenregionen, Wirtschaftsliberalismus und 
Armutsentwicklung). Um sie gruppiert sich Expertise aus Politik, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft. Vorrangig richtet sich dieses sachorientierte Interesse auf die im 
Mai vergangenen Jahres der EU beigetretenen Länder sowie die designierten Kandi-
daten.5 
Neben diesem Strang in der politischen Bildung, der auf die Politik der Europäischen 
Union ausgerichtet ist, existiert ein zweiter, der sich der Aufarbeitung der Vergangen-
heit deutscher Politik in Ost- und Ostmitteleuropa widmet. Das Herausbilden einer 
Erinnerungskultur – etwa im Rahmen der Gedenkstättenarbeit – zwischen Schuld und 
Versöhnung und ihre Vermittlung an die jüngere Generation ist auch jenseits der 
Bipolarität des Ost-West-Konfliktes ein lebendiges, doch immer wieder neu zu stimu-
lierendes Anliegen geblieben.6 Es verbindet den inhaltlichen Aspekt politischer Bil-
dung mit dem empathischen der persönlichen Begegnung. Viele Austauschprogram-
me, besonders für Jugendliche, haben hier ihren Ausgangspunkt. Polen und die 
Tschechische Republik nehmen eine bevorzugte Stellung ein. Dies ist neben den im 
engeren Sinne außerschulischen Aktivitäten der politischen Bildung auch ein Feld für 

——— 
5 Siehe am Beispiel Tschechiens den Beitrag von Daniel Kraft in diesem Heft, S. 137–149. 
6 Vgl. Barbara Kettnaker über die Arbeit von Aktion Sühnezeichen/Friedensdienste in diesem 

Heft, S. 151–162. 
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ungezählte Partnerschaften zwischen Kommunen, Bildungseinrichtungen und zivilge-
sellschaftlichen Organisationen. 
Eine Reihe von zivilgesellschaftlichen Initiativen knüpft auch an Ereignisse der jün-
geren Vergangenheit an, etwa die Katastrophe von Černobyl’, den Exodus der Rumä-
niendeutschen, die mit den Balkankriegen verbundene Flucht- und Rückführungs-
problematik. Schließlich hat auch der Bereich des Kulturaustausches in den letzten 
zehn Jahren eine bemerkenswerte Ausweitung erfahren. Die Frage, inwieweit solche 
Zugänge im engeren Sinne zur politischen Bildung zu rechnen sind, kann durchaus 
positiv beantwortet werden, da sie sich mit dem Aufbau zivilgesellschaftlichen Enga-
gements im östlichen Europa verbinden. 
Das alles begründet trotz solcher Zuordnungen jedoch noch keine Konzeption politi-
scher Bildung, welche die Entwicklungen im östlichen Europa unter dem Gesichts-
punkt des Aufbaus demokratischer Kulturen zum zentralen Gegenstand hätte. Zwar ist 
die Situation für Aktivitäten aller Art – nach der Zeit staatlich abgestimmter bis ge-
lenkter Programme, in denen die Wahl der Partner, der Themen und der Formen be-
schränkt war – im Prinzip offen. Eine Abstimmung zwischen den Trägern politischer 
Bildung über ihre Vorhaben in diesem Bereich und deren didaktisch-methodische 
Ausrichtung ist jedoch selten.  
Eine Diskussion über Ziele und Wirkungen findet kaum statt. Ist also mit dem politi-
schen Begriff „Osteuropa“ auch die konzeptionelle Herausforderung politischer Bil-
dung zu Osteuropa und in Osteuropa verschwunden? Das wäre nicht nur problema-
tisch, es wäre fatal. Denn es würde die Reflexion der Entwicklungen in den uns be-
nachbarten Gesellschaften des europäischen Ostens der selektiven, aktualistisch ver-
kürzten Berichterstattung der Medien und der politikberatenden Expertise einschlägi-
ger Forschung überlassen. Eine gebildete Meinung im Sinne reflektierter Orientierung 
zu diesen Entwicklungen, die in die Breite der Gesellschaft wirkt und partizipative 
Motivation freisetzt, bliebe auf der Strecke. 

Europa als konzeptioneller Rahmen und das Problem der Akteure 

Aus der Perspektive politischer Bildung in Deutschland steht dieser konzeptionellen 
Reflexion jedoch eine Reihe von Hindernissen im Weg. Zum einen erweist sich ein 
rein deutscher Zugang zu diesem Problem mehr und mehr als zu schmal. Zum ande-
ren verweisen diese Hindernisse auf das im europäischen Zusammenhang ungeklärte 
Verständnis politischer Bildung als solcher. Konzeptionelle Überlegungen zu einer 
europäisierten politischen Bildung können aber nur dann tragfähig werden, wenn sie 
durch ausreichende Erfahrung gemeinsamen Lernens in west-ost-europäischer Inter-
aktion gedeckt sind. Das wirft die Frage verläßlicher Partnerschaften zwischen den 
Trägern politischer Bildung auf. 
Eine der möglichen Vorgaben für eine konzeptionelle Diskussion, die den deutschen 
Kontext überschreitet, hätte die EU-Verfassung mit ihrer deutlichen Betonung zivil-
gesellschaftlicher Formen politischen Engagements und ihrer Grundentscheidung 
abgeben können, Europa als Wertegemeinschaft – auf der Basis eben dieser Verfas-
sung – zu begreifen. Die Anerkennung der in ihr ausgedrückten Wertmaßstäbe wird 
explizit zum Beitrittskriterium erklärt. Zentraler Bezugspunkt dafür ist die Existenz 
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einer demokratischen politischen Kultur. Hier hätte sich der konzeptionelle Ansatz für 
politische Bildung in gesamteuropäischer Perspektive geboten. 
Dem östlichen Europa (die beigetretenen Staaten sowie die Beitrittskandidaten) käme 
in diesem Konzept keine Sonderstellung etwa im Sinne nachholender Entwicklung 
auf dem Felde demokratischer Kultur zu. Vielmehr läge ihm ein europäisches Anfor-
derungsprofil zugrunde, das für alle im Westen wie im Osten Geltung beanspruchen 
müßte. Wenn es stimmt, daß auch die gemeinsame europäische Außenpolitik im Os-
ten entsteht, wie es pointiert Adam Krzemiński am Beispiel der Entwicklungen in der 
Ukraine ausführt, ist es ohnehin die Frage, wo sich gegenwärtig die Formen europäi-
scher Öffentlichkeit herausbilden, die der demokratischen Kultur Europas ihr künfti-
ges Gesicht geben.7 Gerade dort hätte politische Bildung ihren Ort. 
Nachdem die politische Klasse – insbesondere die Westeuropas – es nicht vermochte, 
der Ratifizierung des Verfassungsvertrags ein europäisches Gesicht zu geben, und 
nicht verhinderte, daß sich spezifische politische Lagen und Stimmungen in den je-
weiligen Nationalstaaten mit ihm vermischten, hat sie diese Verfassungsgebung zu-
nächst gegen die Wand gefahren. Dadurch ist auch ein europäisierter konzeptioneller 
Ansatz für die politische Bildung schwer vermittelbar. Ohne einheitliches Design und 
zeitgleiche Urnengänge wurde viel Identifikationspotential verschenkt. Gleichwohl 
könnte die politische Bildung das Verfassungskonzept als Vision aufrechterhalten, 
würde sie darin von der Politik auf europäischer Ebene unterstützt. Das ist jedoch nur 
halbherzig der Fall. „Politische Bildung“ erscheint auf EU-Ebene geradezu als Un-
wort, was mit fehlender Zuständigkeit für den Bildungsbereich begründet wird, was 
die EU aber nicht daran hindert, eine Fülle von Bildungsprogrammen aufzulegen, vor 
allem im universitären Bereich, wo sie als Forschung deklariert werden können.  
In offiziellen Verlautbarungen der EU taucht der Begriff der „politischen Bildung“ 
nicht auf. Statt dessen wird ein direkter Bezug zur Ebene zivilgesellschaftlichen En-
gagements (Nichtregierungsorganisationen) hergestellt, der in den intermediären 
Bereich bildungsgeprägter Veranstaltungsforen übergeht. Eine europäische Agentur 
zur Förderung politischer Bildung existiert nicht. Damit fehlt auch ein abgrenzungs-
fähiger Kommunikationsraum, in dem konzeptionelles Denken von den Trägern poli-
tischer Bildung in die europäische Politik weitergegeben werden könnte.  
Versuche, spezielle Haushaltsansätze etwa im Bereich der Europahäuser oder der 
Religionsgemeinschaften (wie das Programm „Europa eine Seele geben“)8 zu schaf-
fen, wurden nach den Skandalen nicht ordnungsgemäßer Mittelverwendung in ande-
ren Zuständigkeitsbereichen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre eingestellt. An 
deren Stelle traten allgemeine Ausschreibungsverfahren, bei denen die Auswahl für 
Antragsteller undurchsichtig ist. Was die Kampagnenorientierung bewirkt, die sich 
die EU im Feld von civic education auf die Fahnen geschrieben hat, läßt sich am 
Ausgang der Verfassungsreferenden in Frankreich und den Niederlanden sowie an der 
allgemeinen Einschätzung der EU bei den Bürgerinnen und Bürgern ablesen (siehe 
dazu die Karten „Beteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 2004“ 
und „Vertrauen in das Europäische Parlament 2004“ in Einschub III.2). Politische 

——— 
7 Adam Krzemiński: Die europäische Außenpolitik entsteht im Osten, in: Merkur, 3/2005, 

S. 256–262. 
8 Daniela Schwarzer, Wolfgang Lenz (Hg.): A Soul for Europe. Ethics and Spirituality in the 

Process of European Integration. Tübingen 1998. 
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Bildung als Investition in die demokratische Kultur der europäischen Gesellschaften 
ist ein mittel- und langfristiges Projekt, das an der Kurzatmigkeit kampagnengesteuer-
ter Ausschreibungsmodi scheitern muß.9 
Angesichts dieser „europäischen“ Vorgaben ist politische Bildung in Deutschland auf 
ihren eigenen, singulären Kontext verwiesen. Dies mag ein wichtiger Grund dafür 
sein, daß sie es in den fünfzehn Jahren jenseits der Bipolarität nicht vermochte, ihre 
europäische und darin ihre ostmittel- und osteuropäische Perspektive konzeptionell 
profiliert und förderungspolitisch wahrnehmbar zu artikulieren.  
Aber politische Bildung findet statt, auch mit osteuropäischen Partnern und über Ost-
europa. Wer dabei als Träger von Maßnahmen Partner im östlichen Europa sucht, hat 
in der Regel zwei Möglichkeiten: 
 

 Er kann den eigenen Verband oder Verbund von Institutionen „europäisie-
ren“, sich die Partner in anderen Ländern also selbst schaffen, dort gleichsam 
„Schwestereinrichtungen“ gründen, ein Verfahren, das große internationale 
Stiftungen, darunter auch Parteienstiftungen, Europahäuser oder auch kirch-
liche Träger z.B. im Akademiebereich, nutzten. 

 Er kann – zumeist thematisch orientiert – Kontakt zu zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in den ostmittel- und osteuropäischen Ländern aufnehmen, 
die bereits existieren und in der Lage sind, gemeinsame Programme zu ent-
wickeln und durchzuführen. 

 
Beide Zugänge sind mit selektiven Entscheidungen verbunden, die primär den Inte-
ressen der beteiligten Akteure folgen und daher auch in ihrer Reichweite auf deren 
vertrautes Umfeld beschränkt bleiben. Wenn diese Aktivitäten breiter in die Gesell-
schaft wirken sollen, bedarf es jedoch des bewußten Schrittes über die eigene Klientel 
hinaus und in den öffentlichen Raum hinein. Hier finden viele Programme ihre Gren-
zen, insbesondere dann, wenn ein solcher Schritt aufgrund spezifischer Interessen 
privater Stiftungen gar nicht erwünscht ist oder die finanziellen Ressourcen ihn nicht 
zulassen. Eine staatliche Förderung, an der sich natürlich alle involvierten Länder – 
am besten auf EU-Ebene, falls aber nicht möglich, auch darunter – beteiligen müßten, 
würde mindestens den „privaten Charakter“ vieler Programme durch eine öffentliche 
Perspektive konterkarieren. Dies mag nicht im Trend gegenwärtiger Privatisierungs-
schübe liegen, ist aber von der Sache her durchaus angebracht.  

Demokratische politische Kultur – Die drei Dimensionen Osteuropas 

Sich Ostmittel- und Osteuropa im Sinne politischer Bildung konzeptionell zu nähern, 
verlangt Unterscheidungen. In aller Vorläufigkeit sollen in Stichworten drei Dimensio-
nen aufgezeigt werden. Ihr gemeinsamer Bezugspunkt ist die Herausbildung einer de-
mokratischen politischen Kultur als zentrales Ziel jeder politischen Bildung. Die Unter-

——— 
9 Dazu liegt inzwischen ein Gutachten vor: Striking a Balance. Efficiency, Effectiveness and 

Accountability. The impact of the EU Financial Regulation on the relationship between the 
European Commission and NGOs. Report by FM Partners Limited. April 2005; 

 <http://www.theepc.be/ER/pdf/668106604_Striking%20a%20Balance%20-%20Final.pdf>. 



  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Einschub I 

 

Karte 1: Eurasien – physische Übersicht 

Karte 2: Eurasien – politische Übersicht 

Karte 3: Das sozialsystemare Europa während des Ost-West-Konflikts 

Karte 4: Die Europäische Union 2005 (EU-25) 
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scheidung folgt der beobachtbaren Nähe und Distanz bestimmter Ländergruppen zu 
diesem Bezugspunkt. (Siehe auch die Karte Demokratie und Freiheit in Einschub III.2). 
Da sind zunächst die Länder, die 2004 der EU beigetreten sind. Sie sind stark nach 
Westen orientiert, stehen unter massiven wirtschaftlichen Anpassungszwängen und 
sind mit wachsenden sozialen Disparitäten konfrontiert. Sie alle verfügen über demo-
kratische Regime und entsprechende Verfahrensregeln. Sie akzeptieren den gesell-
schaftlichen Wertekanon, wie er in der nun auf Eis gelegten EU-Verfassung zum 
Ausdruck kommt. Und sie verfügen über eine vergleichsweise verläßliche zivilgesell-
schaftliche Basis. Gleichwohl bleibt das wirtschaftliche und soziale Gefälle in dem 
jeweiligen Land sowie gegenüber den westlichen Mitgliedstaaten noch lange ein 
gesellschaftlicher Frustrationsherd. Auf ihm kochen nicht nur politische Gruppierun-
gen schwer genießbare Suppen, sondern sie könnten die Demokratiefähigkeit ganzer 
politischer Systeme zum Anbrennen bringen.10 Dies gilt in besonderem Maße für 
Länder wie Rumänien und Bulgarien, deren Beitritt in einer zweiten Runde 2007 auf 
der Tagesordnung steht, sowie für jene Beitrittskandidaten, die sich Hoffnung auf eine 
dritte oder womöglich sogar vierte Beitrittsrunde machen. Das Verhältnis der EU zu 
den jugoslawischen Nachfolgestaaten, zur Ukraine, aber auch zu Belarus und Molda-
wien wird jedenfalls nicht unbestimmt bleiben können. Wenn auch nicht formal, so 
gehören diese Länder doch in den EU-Kontext, selbst wenn sie die Beitrittskriterien 
bei weitem nicht erfüllen. 
Politische Bildung würde sich deutlich überheben, wollte sie sich hier als Faktor emp-
fehlen, ökonomische und soziale Probleme auszugleichen. Das Ziel der politischen 
Bildung kann allenfalls in der Stärkung der zivilgesellschaftlichen Basis dieser Län-
der liegen. Das aber läßt sich nur bewerkstelligen über einen systematischen und kon-
tinuierlichen Zugang zu den dort bestehenden zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und in der Entwicklung belastbarer Kooperationsformen. Gerade dort, wo Vertreterin-
nen und Vertreter zivilgesellschaftlicher Organisationen in Tagungen zusammentref-
fen, ist die vielstimmige Klage über oft parallel laufende, wenig aufeinander bezogene 
Aktivitäten zu vernehmen, die dadurch auch kontraproduktiv wirken können. Dies hat 
das Bemühen um Evaluation nicht wenig gefördert.11 
Die zweite Dimension umfaßt Rußland mit seiner inneren Demokratisierungsproble-
matik, den Regionalkonflikten und seinen strategischen Ambitionen im internationa-
len oder gar globalen Spektrum. Hier haben wir es offensichtlich mit einer wieder 
zunehmenden autoritären politischen Entwicklung zu tun, die formaldemokratische 
Prozesse zu lenken beansprucht und zivilgesellschaftliche Pflänzchen, die unbequem 
zu werden drohen, am Wachstum hindert. Wenn dann noch mafiose Strukturen bis in 
den politischen Apparat und ins wirtschaftliche Management reichen und regionale 
Verselbständigungen bis hin zum Terrorismus die Zentralgewalt militärisch heraus-
fordern, sind der autoritäre Weg (mit oder ohne Zar) oder der failing state vorge-
zeichnet. Die Mischform der staatlich „gelenkten Demokratie“ und einer liberalen 
Marktwirtschaft produziert zusätzlich soziales Konfliktpotential. Die Dominanz der 

——— 
10 Hans Jürgen Wagner, Heiko Fritz (Hg.): Im Osten was Neues. Aspekte der EU-Erweiterung. 

Bonn 1998. 
11 Im Hinblick auf zivile Konfliktbearbeitung wird dazu demnächst das Protokoll der Tagung 

„Evaluation in der zivilen Konfliktbearbeitung“ vom 1.–3.4.2005 in der Evangelischen Aka-
demie Loccum erscheinen. 



�
��
��
��
��
��

	


��

�



��
���

��
��
��

��
��

	
��
�
��

��

��
��
��
��
��

��

�
��

��
�

��
��

��
�

�
��

��
��
���

�

���
��
��

 �
��

��
�

	
��

��
��

�
��
��!�

�

��
�
��
�

��
��

!
�
�"

��
!

�
�"
��
#��

��
��

��
�

�
��
��

�#
��
��

$
%�

��
��
��
�

�
�

�
�

�
�

�
�

�
	

��
�

�
�

�



�
�

��
	

�
��
&

	
��
��

'�
��

��
��

��
�

(
)(

(
*
((

(
��

�
��
��
��
�	

��
��
�

�	�
��
��
��

�
�


��
��

��
��

��
��


�
��

��
��


�

���
	�
��
�

�
��
��
��
��
��
��
	�
� 
��
!"
��
�



Armenien, Azerbajdzan, Georgien
Die kaukasischen Staaten

R U S S L A N D

G E O R G I E N

A Z E R B A J D � A N
ARMENIEN

IRAN

T Ü R K E I

Kaspisches Meer

Schwarzes

    Meer

0 25 50 75 100km

Kura

Arak
s

Kura Tbilissi

Erevan

Baku

Terek

IfL 2005
Kartographie: S.Dutzmann



Vo
lga

B
al

ch
a�

se
e

Ar
al

se
e

K
as

pi
sc

he
s

M
ee

rR
U

S
S

L
A

N
D

K
A

Z
A

C
H

S
T

A
N

U
ZB

E
K

IS
TA

N
K

Y
R

G
Y

ZS
TA

N

C
H

I
N

A

IN
D

IE
N

PA
K

IS
TA

N
A

FG
H

A
N

IS
TA

N

TA
D

�I
K

IS
TA

N
TU

R
K

M
E

N
IS

TA
N

I
R

A
N

A
ZE

R
-

B
A

JD
�A

N

0
10

0
20

0
30

0
km

Irt
y�

Sy
rd

ar
ja

Amudarja

A
st

an
a

B
i�

ke
k

D
u�

an
be

Ta
�k

en
t

A
�c

ha
ba

d

K
az

ac
hs

ta
n,

 U
zb

ek
is

ta
n,

 T
ur

km
en

is
ta

n,
 K

yr
gy

zs
ta

n,
 T

ad
zi

ki
st

an
D

ie
 m

itt
el

as
ia

tis
ch

en
 S

ta
at

en

A
R

M
E

N
IE

N

G
E

O
R

G
IE

N

I
R

A
K

T
Ü

R
K

E
I

U
K

R
A

IN
E

D
on

Tb
ili

ss
i

Er
ev

an

B
ak

u

Sc
hw

ar
ze

s
M

ee
r

IfL
 2

00
5

K
ar

to
gr

ap
hi

e:
 S

.D
ut

zm
an

n



 Differenzierung tut not 69 

weithin nationalistisch orientierten orthodoxen Kirche wirkt dabei auf der einen Seite 
für die Russen als Integrationsfaktor, spielt aber zugleich im Vielvölkerstaat Rußland 
der Desintegration und der autoritären politischen Mentalität in die Hände.12 
Politische Bildung hat hier kaum Ansatzpunkte. Sie kann allenfalls den demokratisch 
gesinnten und gesellschaftspolitisch bewußten Gruppierungen, Institutionen und Or-
ganisationen Vernetzungshilfe leisten, ihnen – in ihrer Westorientierung – den Zu-
gang zur Praxis der demokratischen politischen Kultur pluraler Gesellschaften offen-
halten und ihnen so orientierende Hilfestellung anbieten. Der liberalste und dafür 
aufgeschlossenste Sektor ist der Kulturbereich. In ihm sammelt sich am ehesten das 
intellektuelle Potential, das demokratisches Gedankengut auch in die Breite tragen 
könnte.  
Die dritte Dimension betrifft die Konfliktregionen des auseinandergefallenen Sow-
jetimperiums im Kaukasus und in Zentralasien, die durch ethnisch-religiöse und sozi-
ale Spannungen gekennzeichnet sind, fast durchweg von Clanstrukturen getragene 
autoritäre Regime aufweisen und deren zivilgesellschaftlicher Unterboden – soweit 
vorhanden – nationalistisch getränkt ist. „Politische Kultur“ erschöpft sich hier im 
wesentlichen in Wahlmanipulationen.13 Zwischen Rußland, China und der Türkei wird 
sich gerade in Zentralasien beweisen müssen, was eine demokratische Transformation 
vermag und ob sie im islamischen Kontext eine Chance hat. 
In vielen Fällen ist zunächst einmal ziviles Konfliktmanagement vonnöten, über das 
dann demokratisch-zivilgesellschaftliche Entwicklungen angestoßen werden könnten, 
bei denen politische Bildung mitzuwirken in der Lage wäre.14 Dazu aber müßte sie vor 
Ort dauerhaft präsent sein. 
Dies mag als eher düsteres Bild erscheinen. Es ist jedoch nicht angebracht, apokalyp-
tische Assoziationen zu wecken, zumal immer wieder zivilgesellschaftliche Entwick-
lungen dieses Bild aufhellen. Nur hilft es auch nichts, der Realität nicht die Ehre zu 
erweisen. Allein an ihr zeigt sich die Größe der Aufgabe für eine politische Bildung, 
die das Thema Osteuropa ernst nimmt. 

Welches Europabild soll politische Bildung bei uns vermitteln? 

Aus der Perspektive der politischen Kultur Westeuropas markieren diese drei geogra-
phischen Subräume Osteuropas und die damit verbundenen politischen und gesell-
schaftlichen Dimensionen die nach außen gewendete Seite politischer Bildung. Die 
Träger und Akteure politischer Bildung müssen sich der Problemkonstellationen 
bewußt werden, in denen sie sich in diesem osteuropäischen Umfeld bewegen. Der 
weitaus größere Teil politischer Bildungsveranstaltungen findet jedoch nicht in Osteu-
ropa, sondern im Inland statt. Die Regel ist, daß die Entwicklungen in den Staaten 

——— 
12 Siehe dazu den Schwerpunkt „Religion und Staat in Rußland“ mit Beiträgen von Sergej 

Mozgovoj: Siloviki im Dienste der Religion, in: OSTEUROPA, 4/2004, S. 59–73; Aleksandr 
Soldatov: Religion und Staat, ebd., S. 74–81; sowie Aleksandr Kyrležev: Liberale Tenden-
zen in der russischen Orthodoxie, ebd., S. 83–92.  

13 Marie-Carin von Gumppenberg, Udo Steinbach (Hg.): Zentralasien. Geschichte, Politik, 
Wirtschaft. Ein Lexikon. München 2004. 

14 In globaler Perspektive: Jörg Calließ (Hg.): Zivile Konfliktbearbeitung im Schatten des 
Terrors. Loccum 2002 [=Loccumer Protokoll 58/02]. 
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Ostmittel- und Osteuropas in Veranstaltungen behandelt werden, die in Deutschland 
stattfinden. Gerade dafür aber gilt das Gebot der Differenzierung in gleichem Maße, 
was die Beurteilung der Fort- und Rückschritte in der Praxis der demokratischen 
Kultur osteuropäischer Länder angeht. Sie sensibel zu beobachten, sich der nötigen 
Expertise zu versichern und sich der Kriterien der eigenen Beurteilung bewußt zu 
werden, sie schließlich auf das Mögliche zu beziehen, ist Voraussetzung für jede 
verantwortliche Annäherung an diese Entwicklungen. 
Politische Bildung in Deutschland, selbst wenn sie ostmittel- und osteuropäische 
Akteure oder Partner einbezieht, kann zwar die dortigen Probleme nicht lösen. Be-
wußt machen aber kann sie diese Probleme und damit realistisch-differenzierte 
Sichtweisen auf sie fördern. Daß dies geschieht, ist vor allem deshalb wichtig, weil es 
Abschottungstendenzen gegenüber „ungeliebten“ Entwicklungen und deren Rückwir-
kungen auf Deutschland und Westeuropa vorzubeugen hilft. Solche Abschottungen 
sind schon deshalb problematisch, weil sie die gesamteuropäische Perspektive aus-
blenden und das Europabild auf die EU verengen. Eine neue, unreflektierte Bipolarität 
von avanciertem Westen und retardierendem Osten sollte sich Europa nicht leisten. 
So sehr osteuropäische Länder im Verhältnis zum Westen ein Aufholproblem in öko-
nomischer und demokratischer Hinsicht haben mögen, so sehr hat Westeuropa im 
Verhältnis zum Osten ein Problem, seine Sozialstandards zu bewahren. Und es könnte 
sich noch deutlicher als bisher zeigen, wie sehr sich hier ein Abhängigkeitsverhältnis 
herausbildet, das der kontinuierlichen Bearbeitung bedarf. Die Diskussion um Be-
triebsverlagerungen etwa ist nur ein Beispiel dafür, wie rein ökonomische Zugänge 
eine gesamtgesellschaftliche und gesamteuropäische Würdigung verfehlen.15 (Siehe 
dazu die Karten Wirtschaftskraft in Europa 2002 in Einschub III.3 und Arbeitslosig-
keit in Europa in Einschub III. 4) 
Am Beispiel Osteuropas hätte politische Bildung in Deutschland aufzuzeigen, in 
welchem Maße die ungleichen Verhältnisse in und die Asymmetrien zwischen den 
Gesellschaften aufeinander einwirken, nun aber nicht mehr im Sinne eines bipolaren 
Patts, sondern im Sinne ausgleichender Gerechtigkeit. Die drückt, wenn sie wirklich 
ausgleichend sein will, zusätzlich zur Globalisierung noch einmal mehr auf das ohne-
hin schon angespannte soziale Korsett. Diesen Zusammenhang kritisch reflektieren zu 
können, erfordert einen seit Generationen nicht mehr geübten Lernprozeß, der sich 
bereits mit der deutschen Wiedervereinigung ankündigte und sich nun im Verhältnis 
zu den neuen EU-Mitgliedern verstärkt. Daß er Auswirkungen auf die politische 
Landschaft bei uns hat, zeigte sich – wenn auch in komplex vermittelter Form – bei 
den Landtagswahlen im September 2004 in Sachsen und dem dortigen Wahlerfolg der 
NPD. An solchen problematischen Formen der politischen Verarbeitung sozialer 
Deprivation kann politische Bildung kaum vorübergehen. Allerdings ist sie auf ihre 
Bearbeitung wenig vorbereitet, weil sie bisher kaum Zugangsmöglichkeiten zu Men-
schen mit autoritär geprägten Verhaltensdispositionen entwickelt hat.  
Auch auf die Renaissance des Religiösen in der Politik ist politische Bildung bisher 
wenig eingestellt. Westeuropa fühlt sich geradezu als Hort der Säkularität. Damit 
steht es auf dieser Welt jedoch ziemlich allein. In Ostmittel- und Osteuropa spielt 

——— 
15 Joachim Lange (Hg.): Die Mobilität von Kapital und Arbeit in der EU-Osterweiterung. 

Welche Anpassungsmaßnahmen brauchen wir? Loccum 2002 [=Loccumer Protokoll 22/02]. 
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Religion – zumeist in Verbindung mit ethnischer oder nationaler Identität – eine un-
gleich wichtigere Rolle als im Westen. Dies mag man, gerade dieser Konstellationen 
wegen, beklagen. Politische Bildung wird das Thema der Religion aber dennoch be-
arbeiten müssen, soll sie sich nicht in aufklärerisch drapierte Gegenbeschwörungen 
verlieren. Die in Rußland zunehmend politisch in Anspruch genommene christliche 
Orthodoxie ist uns mindestens ebenso fremd wie der sich politisch artikulierende 
Islam. Der aber gehört zur politischen Kultur sowohl Rußlands als auch einiger Staa-
ten im postsowjetischen Raum. Manche mentalen europäischen Grenzziehungen 
schließen die Orthodoxie gerade noch ein, den Islam aber aus, wohl wissend, daß die 
ohnehin existierenden Konfliktpotentiale damit noch verstärkt werden. Man will sie 
sich nur nicht selbst gleichsam nach innen holen und positioniert sich deshalb als 
Gegenüber, manchmal freundlicher, manchmal unfreundlicher, je nach Interesse. Dies 
aber reicht zur Konfliktbearbeitung nicht aus. Politische Bildung mag kein Träger 
ökumenischer und interreligiöser Dialoge sein. Das Thema der Rolle von Religion in 
der Gesellschaft wird sich ihr jedoch noch massiver aufdrängen, als es bereits jetzt der 
Fall ist. 
Schließlich sollte politische Bildung ihr Augenmerk auf Regionen richten, die entwe-
der im Hinblick auf länderübergreifende Kooperationspotentiale oder auf ihre Kon-
fliktpotentiale Aufmerksamkeit erfordern. Das gilt im ersten Fall für den Ostseeraum, 
der neben den baltischen Staaten auch Rußland einschließt. Es gilt auch für die Kar-
patenregion, die Ungarn und die Slowakei mit der Ukraine und Rumänien verbindet. 
Im zweiten Falle wären die GUS-Staaten zu nennen, um die ein Wettlauf zwischen 
den USA und der Türkei einerseits und des Iran andererseits eingesetzt hat und die 
zugleich ihre Bindung an Rußland weiterhin aufrechterhalten. Hier hat sich ein neues 
Areal regionaler Konflikte herausgebildet, das internationale Bedeutung aufweist. 
Darüber wissen wir viel zu wenig. 
Wer von den Trägern politischer Bildung in diese Bereiche vorstoßen will, wird sich 
gute Expertise besorgen müssen. Und er wird nicht ohne authentische Stimmen aus 
den entsprechenden Regionen auskommen können. Da braucht es viel Recherche und 
Vernetzung. 

Reflektierte Erfahrungen fruchtbar machen: Partner im Bildungsprozeß 

Wenn sich die politische Bildung – in freier Trägerschaft, also in der uns geläufigen 
Pluralität – dem Aufgabenprofil, das sich ihr mit den Entwicklungen im östlichen 
Europa stellt, ernsthaft zuwenden will, rangiert neben der Frage nach der staatlichen 
Förderung entsprechender Programme noch eine weitere. Es ist die ihrer Verbund-
strukturen. Damit sind nicht einmal in erster Linie die unmittelbaren Träger und die 
Formen ihrer Zusammenarbeit bei durchaus divergierenden Wertbezügen und Zielset-
zungen gemeint. 
Die Frage richtet sich auf das Verhältnis der Träger politischer Bildung zu den zivil-
gesellschaftlichen Akteuren. Menschenrechts-, Entwicklungs-, Friedens-, Umwelt-, 
Hilfs-, Flüchtlingsorganisationen u.v.a. arbeiten längst länderübergreifend und sind in 
Krisenregionen, wo sie in der Konfliktbearbeitung tätig sind, zivilgesellschaftlich 
vernetzt. Sie verfügen daher über Erfahrungswerte, auf die politische Bildung sich 
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beziehen kann. Sie nutzbar zu machen, eröffnet ein enormes Potential für eine Didak-
tik jenseits der Bipolarität, für die Professionalität politischer Bildungsprogramme 
und die Differenzierung komplexer Problemkonstellationen. 
Die Frage richtet sich aber auch auf das Verhältnis der Träger politischer Bildung zu 
den wirtschaftlichen Akteuren. Probleme sozialen Investments, nachhaltiger Wirt-
schaftsentwicklung und des Risikomanagements sind ohne die bei diesen Akteuren 
vorhandene Expertise allenfalls suboptimal zu bearbeiten. Zudem sind Stiftungen aus 
dem Bereich der Wirtschaft (Soros, Ford, Gates u.v.a.) gerade in osteuropäischen 
Ländern sehr präsent. Ihr Engagement gibt aufschlußreiche Hinweise über die Ein-
schätzung der aktuellen Entwicklungen und die strategischen Optionen, denen ihre 
Aktivitäten folgen. 
Schließlich ist auch das Feld intermediärer Akteure aus der Wissenschaft, den Medien 
und den Kirchen ein Indikator für die Einschätzungen der andauernden Transformati-
on. Die hier existierenden Verbundstrukturen, Forschungsvorhaben und Evaluations-
verfahren bieten der politischen Bildung unschätzbare Anknüpfungspunkte für didak-
tische Zugänge und die Entwicklung von Programmen, die über besondere Expertise 
verfügen. Zu diesem Feld möglicher Kooperationspartner zählen ebenso die vielfälti-
gen Beratungsinstitutionen, die politische, ökonomische, technologische und soziale 
Projekte begleiten. 
Um die Fülle von reflektierter Erfahrung für die politische Bildung fruchtbar zu ma-
chen, bedarf es allerdings auch der trägerübergreifenden Kooperation. Denn gerade 
darin müßte sich der Charakter einer gebildeten „politischen Kultur“ als ein demokra-
tischer erweisen. Nur dieser in ihr bereits angelegte und praktizierte Habitus politi-
scher Bildung überzeugt. In ihm relativiert sich das je eigene Interesse zugunsten des 
gemeinsamen Interesses an der Förderung demokratischer Grundeinstellungen. 
Um konzeptionell profilierte und förderungspolitisch akzeptierte Programme zu ent-
wickeln, die sich auf das östliche Europa richten, dessen Transformation zur Demo-
kratie oder Konsolidierung von Demokratie unterstützen und dies bei uns nachvoll-
ziehbar vermitteln, sind die Träger politischer Bildung darauf angewiesen, sich über 
Verbundstrukturen zu verständigen und die jenseits ihres eigenen Mandats vorhande-
ne Expertise der anderen Akteure einzubeziehen. 
Möglicherweise gelingt es ja den Zusammenschlüssen der Träger politischer Bildung, 
die traditionelle Fixierung auf förderungspolitische Detailfragen zu überwinden und 
konsultative Zeichen dafür zu setzen, daß den osteuropäischen Dimensionen der De-
mokratieentwicklung die Aufmerksamkeit zukommen muß, die sie verdienen. Das 
läge im wohlverstandenen Interesse einer auf Europa orientierten politischen Bildung, 
die sich nicht nur immer neu ihres traditionellen nationalen Rahmens versichert, son-
dern sich der Transformation Europas insofern verpflichtet weiß, als sie dazu beiträgt, 
eine demokratische politische Kultur zu fördern. Eine Ausrichtung staatlicher Förde-
rungspolitik könnte dem wohl folgen, wenn sie sich ihrer gesamteuropäischen Ver-
pflichtung bewußt würde. 


